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NACHRICHTEN

Streit um Ausstattung der
Landtagsvizepräsidenten
Potsdam. Im Landtag ist ein Streit
um die Ausstattung der Parla-
mentsvizepräsidenten mit Büro,
Assistenz und Dienstwagen ent-
brannt. Hintergrund ist eine vom
Landtag im März 2015 beschlos-
sene Verfassungsänderung, wo-
nach es für den Landtagspräsi-
denten nach der Wahl 2019 zwei
statt wie bisher einen Stellvertre-
ter geben soll. Eine Debatte über
die Ausstattung der Vizepräsiden-
ten und damit über die Kosten
wurde nach Informationen der
Nachrichtenagentur dpa im Prä-
sidium am Mittwoch vertagt, weil
es noch keine Einigung bei den
Fraktionen gibt. »Die Überlegun-
gen stehen im Zusammenhangmit
der Aufstellung des Doppelhaus-
halts 2018/19«, sagte CDU-Frak-
tionsgeschäftsführer Jan Red-
mann. »Uns stört, dass die Vize-
präsidenten möglicherweise bei
den Fraktionen untergebracht
werden könnten.« Ein Vizepräsi-
dent müsse überparteilich agie-
ren. Ein Vorschlag der Verwal-
tung sieht nach dpa-Informatio-
nen neben den Räumen in den
Fraktionen vor, den Vizepräsiden-
ten nur eine Assistenz und keinen
persönlichen Dienstwagen zur
Verfügung zu stellen. Mit der Ver-
fassungsänderung sollte sicherge-
stellt werden, dass nach der Rang-
folge der Fraktionsstärke auch die
Opposition im Präsidium vertre-
ten ist. Dagegen hatten die AfD
und die Freien Wähler gestimmt.
Der AfD-Abgeordnete Thomas
Jung hatte die Kosten für den neu-
en Posten auf 150 000 Euro pro
Wahlperiode beziffert. dpa/nd

Alkoholverbot in Teilen
der Innenstadt
Cottbus. Die Stadt Cottbus hat mit
Beginn der warmen Jahreszeit
wieder ein Alkoholverbot für Tei-
le der Innenstadt erlassen. Es gel-
te seit Dienstag bis Ende Oktober,
teilte die Stadtverwaltung am
Mittwoch mit. Die Stadt hatte be-
reits im vergangenen Jahr ein Al-
koholverbot im Sommer und im
Herbst verhängt, nachdem Pas-
santen immer wieder von Grup-
pen angepöbelt und bedroht wor-
den waren. »Wir beobachten die
Situation in der Stadt sehr ge-
nau«, sagte der für Ordnung und
Sicherheit zuständige Dezernent
Thomas Bergner. »Mit den ersten
warmen Tagen zieht es die Leute
nach draußen, in die Parks und auf
die Plätze. Das belebt die Innen-
stadt. Es ist jedoch besser, jetzt
wieder die rechtliche Grundlage
für Kontrollen zu haben.« Die ge-
meinsamen Streifen von Polizei
und Ordnungsamt werden beibe-
halten und die Kontrollen auf an-
grenzende Bereiche ausgedehnt.
Zudem werde der Berliner Platz
auch künftig von der Polizei per
Video überwacht, heißt es. dpa/nd

Rauchsäule über dem
Flughafen wegen Übung
Schönefeld. Eine Rauchsäule über
dem Flughafen Schönefeld hat am
Mittwoch für Aufsehen gesorgt.
Dabei handelte es sich jedochnicht
um einen Brand, sondern um eine
Übung der Feuerwehr, wie Flug-
hafensprecher Daniel Tolksdorf
sagte. »Im Feuerwehr-Trainigs-
zentrum am Flughafen Schöne-
feld gibt es ein Flugzeugmodell
aus Metall, das regelmäßig für
solche Brandübungen genutzt
wird«, erklärte der Sprecher. Das
Bild von der Rauchsäule über dem
Flughafen war via Kurznachrich-
tendienst Twitter verbreitet wor-
den. dpa/nd

Bis zum Mittag rund
1700 Raser geblitzt
Potsdam. In Brandenburg sind
beim landesweiten Blitzmarathon
bis Mittwochmittag gut 1700 Ge-
schwindigkeitsverstöße festge-
stellt worden. »Die Zwischenbi-
lanz des Blitzermarathons stimmt
uns traurig«, meldete die Polizei.
Im Vorjahr hatte es im Zeitraum
von 6 bis 12 Uhr etwa 660 Mal ge-
blitzt. Im Gegensatz zu früher
blieben die genauen Kontrollstel-
len diesmal geheim. dpa/nd

Patientenakten in der Mülltonne
Die Landesdatenschutzbeauftragte Dagmar Hartge legte ihren Tätigkeitsbericht für 2016/17 vor

In den zurückliegenden zwei Jah-
ren hat die Behörde der Landesda-
tenschutzbeauftragten Bußgelder
in Höhe von insgesamt 28 000 Euro
eingenommen.

Von Wilfried Neiße

Ein Brandenburger erhält eine Mah-
nung, entweder 800 Euro zu bezah-
len oder verklagt zu werden. Er weiß
weder, wofür er zahlen soll, noch von
wem diese Forderung kommt. Aus-
kunft erhält er nicht. In seiner Not
wendet er sich an die Datenschutz-
beauftragte. Deren Behörde schaltet
sich ein und weist auf die Pflicht von
Geldeintreibern hin, Betroffenen die
Herkunft der finanziellen Forderun-
gen mitzuteilen und offenzulegen,
woher sie die Daten hat. Wie sich am
Ende herausstellte, hatte ein Ener-
gieversorger einen inzwischen ver-
zogenen Schuldner gesucht und da-
bei den falschen zur Kasse gebeten.
Das ist einer der Fälle, die im Tä-

tigkeitsbericht 2016/17 der Landes-
datenschutzbeauftragten Dagmar
Hartge aufgeführt sind. Am Mitt-
woch stellte Hartge den Bericht im
Landtagsschloss vor. Hinter ihr lie-
gen »zwei spannende Jahre«, sagte

sie. Einmal mehr wurde deutlich, wie
sorglos bis fahrlässig manche Men-
schen mit fremden, aber auch mit ei-
genen sensiblen Daten umgehen.
Ausdrücklich warnte Hartge vor den
beliebten Gesundheitsmessgeräten,
also am Puls zu tragende Schrittzäh-
ler, Blutdruckmesser, Herzfrequenz-
und Körpertemperaturermittler so-
wie Geräte, die das Schlafverhalten
aufzeichnen. Bei einer Untersuchung
der wichtigsten Anbieter seien ko-
lossale Mängel des Datenschutzes
festgestellt worden. Von der gebote-
nen Verschlüsselung von Gesund-
heitsdaten könne keine Rede sein.
Besonders abstrus sei, dass auf sol-
chen Geräten die Gesundheitsdaten
vielfach nicht einmal zu löschen sind,
das heißt, dass sie bei Verlust oder
Weiterverkauf des Gerätes in andere,
möglicherweise falsche Hände gera-
ten.
Eine Arztpraxis entsorgte Patien-

tenakten in einer öffentlichen Müll-
tonne. Das flog dank umsichtiger
Nachbarn auf und kostete 4500 Euro
Bußgeld, verhängt von der Daten-
schutzbehörde zur Abschreckung.
In einem anderen Fall mussten die

Datenschützer dafür sorgen, dass Ba-
byphone aus Gemeinschaftsräumen

eines Seniorenheims entfernt wur-
den. Die Hausleitung begründete den
Einsatz dieser simplen Abhörgeräte
mit der Notwendigkeit, im Notfall
schnell Hilfe leisten zu können. Es
konnten aber Gespräche in angren-
zenden Zimmern mitgehört werden.
Hartge warnte vor der Bildung von

schulischen »WhatsApp«-Gruppen.
So verführerisch der Gedanke sei,
dass sich Schüler und Lehrer prob-
lemlos und rasch in einem »Klassen-
chat« verständigen können, so sehr sei
davon abzuraten. Die Daten bei
WhatsApp würden – »als kleiner, net-
ter Begleiteffekt« – in den USA ver-
arbeitet. Das Unternehmen setzte das
Einverständnis aller Beteiligten vo-
raus. Inzwischen gebe es Schüler, die
sich bewusst aus dem Klassenchat he-
raushalten und Informationen per
Telefon oder per E-Mail verlangen.
Hartge kritisierte, dass sich das bran-
denburgische Bildungsministerium
um eine Regelung herumdrücke, ob-
wohl es seit Jahren auf den Bedarf ei-
ner Klärung hingewiesen worden sei.
Ärger gab es mit einem Bürger, der

die Bilder einer Webcam zur Wetter-
beobachtung ins Internet stellte, wo
dann auch seine Nachbarn und der
Verkehr vor seinem Haus zu sehen

waren. Erst die Androhung eines
Bußgeldes überzeugte den Bürger,
die Kamera abzuschalten.
Insgesamt nahm die Datenschutz-

beauftragte im Zeitraum 2016/17
rund 28 000 Euro an Bußgeldern ein.
Die neue EU-Datenschutzverord-
nung, die im Mai in Kraft trete, sehe
187 Tatbestände vor, die mit einem
Bußgeld belegt werden können, sag-
te Hartge. 5800 Euro forderte sie in
einem schon länger zurückliegenden
Fall, wo der inzwischen abgewählte
Bürgermeister von Mittenwalde die
Kfz-Kennzeichenstelle anwies, Na-
men und Adressen von Halterinnen
bestimmter Autos zu ermitteln, wenn
die Fahrerin ihm gefallen hatte.
Hartge stellte auch klar: Unter-

nehmen dürfen die Abwesenheit von
Mitarbeitern öffentlich machen, nicht
jedoch über deren Krankheiten in-
formieren. Auf Hartges Behörde
kommt zusätzliche Arbeit zu. Sie er-
läuterte: Dass der Weltkonzern eBay
seine Zentrale von Luxemburg nach
Kleinmachnow verlegen werde, be-
deute, dass die brandenburgische
Datenschutzbeauftragte zuständig
wird und Datenschutzanfragen aus
dem europäischen Ausland bearbei-
ten werde.

Der Direktor der KZ-Gedenkstätten mahnt
Günter Morsch warnt, die Naziverbrechen auf den Holocaust zu reduzieren, und er warnt vor der AfD
Im Mai verabschiedet sich Günter
Morsch als Direktor der Stiftung
brandenburgische Gedenkstätten in
den Ruhestand. Am Mittwoch fand
er zum Abschied Worte des Dankes
und auch der Mahnung.

Von Wilfried Neiße

Im Mai wird eine Instanz in den Ru-
hestand treten: Günter Morsch, Di-
rektor der Stiftung brandenburgische
Gedenkstätten. Etwa zeitgleich wird
die Stiftung 25 Jahre alt. Bei einer Art
Abschiedstermin am Mittwoch in der
Potsdamer Staatskanzlei sparte
Morsch nicht mit Dankesworten, aber
auch nicht mit Mahnungen.
Ausdrücklich warnte er davor, die

Naziverbrechen auf den Holocaust,
also auf die Verfolgung und Vernich-
tung der Juden zu reduzieren. Eine
solche Verengung greife unter den
Besuchern um sich, und sie sei falsch.
Was die Nazis ab 1933 aus einer Kul-
turnation machten, sei das »Arma-
geddon der Spezies Mensch gewe-
sen«, sagteMorsch. Es zeige, zu welch
schrecklichen Verbrechen derMensch
fähig sei, und keineswegs sei eine sol-
che Gefahr ein für alle Mal gebannt.
Aus diesem Grunde warne er vor ei-
nem falschen »Erinnerungsstolz«, den
nicht wenige wie eine Standarte vor
sich hertragen, fügte Morsch hinzu.
Es gebe das Phänomen, dass sich in-
zwischen auch jene stark auf dem Er-
reichten in der Erinnerungspolitik
ausruhen, das 80 Jahre lang von Min-
derheiten und Betroffenen in der
Bundesrepublik gegen durchaus hef-
tige Widerstände erst erkämpft wer-
den musste. Die vorherrschende Mei-
nung, man habe ja alles mustergültig
aufgearbeitet und könne sich nun
quasi einen Schlussstrich leisten, ma-
che den Weg frei für die Rapper Fa-
rid Bang und Kollegah, die trotz ih-
rer antisemitischen Texte mit dem
Musikpreis »Echo« geehrt wurden.
Schließlich wandte sich Morsch

energisch gegen alle Formen von Re-
lativierung und Simplifizierung in der
Geschichtsbetrachtung. Wenn der 23.
August zum Gedenktag aller autori-
tärer Systeme ernannt werde, sei das
»historischer Unsinn« und Konstrukt
eine »Metatheorie«, die in der Ge-
sellschaft keine sinnvolle Wirkung
mehr entfalten könne.
Die Zahl der Besucher der Gedenk-

stätte Sachsenhausen sei von 170 000
im Jahr 1990 auf nunmehr 700 000
gestiegen, lobte bei dem Termin Kul-
turministerin Martina Münch (SPD).
In Zeiten, in denen Antisemitismus
beängstigend um sich greife, seien
Gedenkstätten wichtig, in denen vor
Augen geführt werde, was aus dump-
fen Parolen entstehen könne.
Zum heutigen Prinzip der Stif-

tungsarbeit sei man keineswegs auf

leichten Wegen gelangt, blickte
Morsch zurück. Es habe auf dem eins-
tigen Appellplatz tätliche Auseinan-
dersetzungen zwischen früheren KZ-
Häftlingen und ehemaligen Gefan-
genen des sowjetischen Speziallagers
Sachsenhausen gegeben. Hilfreich
gewesen sei das Prinzip der sachli-
chen Forschung, denn nur das Vor-
legen unbestreitbarer Tatsachen ha-
be die streitbaren Debatten versach-
lichen können.
Von der inzwischen mit politi-

schem Einfluss ausgestatteten AfD
sagte Morsch, dass ein hoher Anteil
ihrer Akteure in der Jugend aktive
Neonazis waren. Der Bundestag sei
inzwischen Bühne für Szenarien, »wie
man sie aus der Weimarer Republik
kennt«. Die AfD werde sich nicht von
selbst erledigen.
Am 27. Januar hatten AfD-Anhän-

ger in Sachsenhausen einen Kranzmit
der Widmung »Den Opfern von Krieg
und Gewaltherrschaft« niedergelegt.
Dass in diesem Spruch auch eine Eh-
rung von gefallenen SS-Offizieren
und Kriegsverbrechern eingeschlos-
sen sein könnte, ließ Morsch gelten.
Sollte allerdings die AfD in den Ge-
denkstätten Gedanken verbreiten

wollen, die klar die Würde der Opfer
beeinträchtigen, würde vom Haus-
recht Gebrauch gemacht werden,
versprach Morsch. Er empfahl drin-
gend: »Kein Zurückweichen!«
Morsch hatte 1999 die Leitung der

Stiftung übernommen, zu der auch
die KZ-Gedenkstätten Sachsenhau-
sen und Ravensbrück gehören. Wäh-
rend in den 1990er Jahren Brandan-
schläge und mutwillige Zerstörungen
zu beklagen waren, sei das in den ver-
gangenen Jahren kaum noch vorge-
kommen, nicht einmal Propaganda-

delikte unbesonnener Jugendlicher
habe es gegeben, sagte Morsch. Si-
cherlich bestehe die Gefahr, dass mit
dem zeitlichen Abstand zu den
schrecklichen Ereignissen das eher
unverbindliche touristische Element
stärker werde. Doch mittels Aufbau
und Anlage der Ausstellungen sei es
immer noch gelungen, dass auch auf-
geräumte Touristen sehr rasch zu
ernsthaften Besuchern werden und
als solche die Gedenkstätten auch
wieder verlassen. Im Unterschied zu
Berliner Gedenkstätten, die wie das

Haus der Wannsee-Konferenz »dras-
tische Besucherrückgänge« zu ver-
zeichnen haben, wachse das Interes-
se an den brandenburgischen Ge-
denkstätten, erklärte Morsch. Die
Ausstattung mit Geld und Personal
halte leider nicht Schritt. Lediglich
zehn Prozent der Besucher können
durch die Ausstellungen geführt wer-
den. Doch trage das Land Branden-
burg gemessen an seinem Steuerauf-
kommen immer noch relativ am
meisten zur Entwicklung der Ge-
denkstätten auf seinem Territorium
bei und hat »relativ ammeisten in sei-
ne Gedenkkultur investiert«, lobte
Morsch. Das Land sei bei der Finan-
zierung vorangegangen, der Bund
»hinterher gehuppelt«.
Die Landtagsabgeordnete Gerrit

Große (LINKE) dankte Morsch am
Mittwoch für sein »leidenschaftliches
Engagement als Wissenschaftler und
Leiter der Gedenkstätte Sachsenhau-
sen«. Seine enge Kooperation mit
Zeitzeugen und Häftlingsverbänden
habe Sachsenhausen zu einem »eu-
ropaweit anerkannten Gedenkort für
die Opfer des Naziregimes gemacht«.
Die Forderungen nachmehr Geld und
Personal hält Große für berechtigt.

Auf dem Gelände der KZ-Gedenkstätte Sachsenhausen Foto: nd/Ulli Winkler

Feiern zum Jahrestag der Befreiung
}Mit vielen Veranstaltungen wird
vom 20. bis zum 23. April an die
Befreiung der KZ Sachsenhausen
und Ravensbrück vor 73 Jahren
erinnert. Detailliertes Programm
im Internet unter stiftung-bg.de.

} Beim Gedenken am 22. April um
15.30 Uhr in Sachsenhausen, Stra-
ße der Nationen 22 in Oranien-
burg, spricht der KZ-Überlebende
Leon Schwarzbaum. Gegen 14 Uhr

wird an der Lagermauer im Bereich
der Revierbaracken in Anwesenheit
des KZ-Überlebenden Poul Nielsen
eine Gedenktafel für dänische Op-
fer angebracht.

} Beim Gedenken in Ravensbrück,
Straße der Nationen in Fürsten-
berg/Havel, wird am 22. April um
10 Uhr Stella Nikiforowa vom In-
ternationalen Ravensbrück-Komi-
tee reden. nd

TIPP

Potsdam

Der frühere DDR-Ministerpräsi-
dent Hans Modrow präsentiert
Robert Allertz' Buch »Ich will mei-
ne Akte«. Es handelt von der Über-
wachung von 71 500 Ostdeut-
schen durch westdeutsche Ge-
heimdienste. 24. April, 18 Uhr,
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Dortu-
straße 53 in Potsdam. Allertz
sprach für sein Buch auchmitHans
Modrow, der seit 1951 als FDJ-
Funktionär unter Beobachtung
stand und bis 2012 durch Verfas-
sungsschutz und Bundesnach-
richtendienst überwacht wurde.

Hans Modrow Foto: nd/Ulli Winkler


